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In der neueren sozial- und kirchengeschichtlichen For-
schung wird der Religion und insbesondere den christlichen
Konfessionen als wichtigem Fundament für die nationale
und kulturelle Identität große Bedeutung beigemessen.1

Dies gilt auch für die protestantischen Länder des Nordens,
wo die evangelisch-lutherische Konfession lange eine wich-
tige identitätsstiftende Funktion hatte. Konfession und
Nationalität hingen hier eng zusammen, und diese Form
von Konfessionalismus machte sich in säkularisierter Form
auch in den nordischen Wohlfahrtmodellen und in verschie-
denen staatlichen Reformprojekten bemerkbar. Einige nor-
dische Historiker sprechen diesbezüglich von einem „säku-
larisierten Luthertum“.2

Das Prinzip der Oberhoheit des Staates über die Kirche
(Staatskirchentum) und der Primat der Politik über die Re-
ligion im Gesellschaftsleben sind zwei Konstanten nordi-
scher Denkart und Mentalität, die als Erbe der reformatori-
schen Tradition bezeichnet werden können. Ein anderer
wichtiger Faktor ist die Idee der Glaubens- und Gewissens-
freiheit des Individuums. In ihrer Kritik des katholischen,
in der klassischen Metaphysik gründenden Autoritätsprin-
zips stellten die Reformatoren den einzelnen Glaubenden
und seine persönliche Glaubensentscheidung in den Mit-
telpunkt der theologischen Reflexion. Auch wenn das in
diese neue Konzeption eingebaute, radikale Freiheitsprin-
zip lange mehr Theorie als Praxis gewesen ist und durch
eine rigide Religionsgesetzgebung unterdrückt oder kanali-
siert wurde, so war es doch in Lehre und Verkündigung vor-
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handen und konnte somit nicht umhin, auf die Mentalität
der Bevölkerung einzuwirken. So beriefen sich die seit dem
18. Jahrhundert auftretenden und sich im folgenden Jahr-
hundert schnell ausbreitenden, pietistischen oder evangeli-
kalen Erweckungs- und Freikirchenbewegungen Skandina-
viens auf diese Ideen in ihrer Forderung nach religiösen und
zivilrechtlichen Freiheiten.3

1. Erweckung und Religionsfreiheit

Es sollte aber lange dauern, bis das Prinzip der religiösen
Gewissensfreiheit auch in der staatlichen Gesetzgebung
allgemein zum Durchbruch kam. Dänemark ging hier den
nordischen Nachbarländern voran. Mit der neuen Verfas-
sung von 1849 wurde Dänemark von einer absoluten Mo-
narchie in einen liberalen Verfassungsstaat transformiert;
zugleich trat damit auch eine neue Religionsgesetzgebung
in Kraft, wodurch die freie Religionsausübung der Bürger
garantiert wurde. Die Evangelisch-Lutherische National-
kirche (nachfolgend „Volkskirche“ [Folkekirken] genannt)
behielt ihre privilegierte Stellung als Staatskirche bei,
doch waren nunmehr die Bürgerrechte nicht mehr von der
Zugehörigkeit zur Staatskirche abhängig. Zwar wurde der
Einfluss der Kirche auf das öffentliche Schulwesen bis in
die 1930er Jahre beibehalten, aber andererseits war das
Recht der Eltern, selber über die religiöse Erziehung ihrer
Kinder zu entscheiden sowie die Möglichkeit, Privatschu-
len zu gründen, gesetzlich garantiert.4 Auf Island, das bis
1918 Teil der dänischen Monarchie war, wurde ein liberale-
res Religionsgesetz im Jahre 1874 eingeführt.5

Nach Erlangung seiner Souveränität 1917/18 erklärte
sich Finnland als ein religiös neutraler Staat. Vier Jahre spä-
ter wurde ein Religionsfreiheitsgesetz vom Parlament ver-
abschiedet, das anstelle des restriktiven Religionsgesetzes
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von 1889 trat. Das Staatskirchensystem, das auch die Or-
thodoxe Kirche einbezieht, wurde jedoch beibehalten.6 In
Schweden und Norwegen wurde die Religionsfreiheit als
Prinzip des gesellschaftlichen Lebens erst 1951 bzw. 1956
eingeführt. Bis dahin wurden die Rechte der anderen Reli-
gionsgesellschaften durch sog. Dissenter-Gesetze geregelt.
In Schweden wurde erst mit dem Religionsfreiheitsgesetz
von 1951 die formale Möglichkeit gegeben, aus der Staats-
kirche auszutreten, ohne einer anderen, vom Staat aner-
kannten Religionsgemeinschaft beitreten zu müssen. Mit-
glieder anderer religiöser Gemeinschaften waren dadurch
diskriminiert, dass sie von der Teilhabe an bestimmten de-
mokratischen Rechten und vom Recht auf staatliche An-
stellung als Volksschullehrer, Krankenschwester u. a. so-
wie den damit verbundenen Ausbildungen ausgeschlossen
waren. Diese Regelungen hatten zur Folge, dass die Mehr-
heit der Mitglieder der protestantischen Freikirchen ihre
Mitgliedschaft in der Staatskirche beibehielt.7

Dass die Religionsfreiheit in Norwegen und Schweden
so spät eingeführt wurde, war – und dies gilt besonders für
Schweden – nicht zuletzt eine Folge des antikatholischen
Ressentiments und der Befürchtung, die katholische Kir-
che könne, wie z. B. in Großbritannien, den Niederlanden
und zum Teil auch in Dänemark, unter dem Schutz einer
liberalen Religionsgesetzgebung erstarken. In den nordi-
schen Ländern wurde der Katholizismus als eine Bedro-
hung der nationalen Sicherheit und der kulturellen Integri-
tät des eigenen Landes betrachtet. Hier spielten der
übernationale Charakter der Katholischen Kirche und die
damit zusammenhängende Forderung nach Unabhängig-
keit gegenüber der Staatsgewalt eine wichtige Rolle. Bis in
die 1960er Jahren hinein war „die katholische Gefahr“ ein
immer wiederkehrendes Thema in den nordischen Medien.
Auch die anfänglich negative Einstellung der nordischen
Länder zu dem in den 1950er Jahren eingeleiteten europäi-
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schen Integrationsprozess hing mit antikatholischen Res-
sentiments zusammen. Die starke katholische Präsenz in
der damaligen Europapolitik diente als Argument gegen
eine nähere politische Zusammenarbeit. Hier hat die durch
das II. Vatikanische Konzil eingeleitete Neuorientierung
der Katholischen Kirche und ihre ökumenische Öffnung
eine Wende gebracht und den Weg für eine positivere Beur-
teilung des Katholizismus bereitet.8

Der Kampf um die Religionsgesetzgebung war aber vor
allem durch die von den religiösen Erweckungsbewegun-
gen ausgehende Herausforderungen bestimmt. In Däne-
mark, wo die rasche Ausbreitung der von Nicolai Frederik
Grundtvig ins Leben gerufenen religiösen Laienbewegung
die Aufrechterhaltung der strengen Staatskirchlichkeit un-
möglich gemacht hatte, wurde durch das mit der neuen
Verfassung von 1849 eingeführte Religionsfreiheitsgesetz
ein Rahmen geschaffen, innerhalb dessen sich das religiöse
Leben frei entfalten konnte. Auch das von den Grundt-
vigianern, d. h. den Anhängern der Dänischen Volkskirche,
geforderte Recht der Gläubigen auf freie Gemeindegrün-
dung und Priesterwahl wurde anerkannt. Nicolai Frederik
Grundtvig, der Erneuerer der Dänischen Volkskirche, hat
nicht zuletzt durch seine Kirchenlieder der religiösen Kul-
tur Dänemarks ihr noch heute erkennbares charakteristi-
sches Gepräge gegeben. Es ist dies ein betont volkstümli-
ches Christentum, das Glaubenstreue mit Bürgersinn und
nationalbewusstem Dänentum zu verbinden sucht. Die
mehr pietistisch orientierte Erweckung wurde im Verein
für die Innere Mission Dänemarks zusammengefasst, der
vor allem in den Großstädten viele Anhänger gewann. Der
elastische Charakter des dänischen Staatskirchensystems
hat dazu beigetragen, dass die dänischen Erweckungsbewe-
gungen sich im Rahmen des Staatskirchensystems ent-
wickeln konnten. Dies hat die Legitimität der Staatskirche
gestärkt; zugleich erklärt es, warum die von außen kom-
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menden Freikirchen wie Baptisten, Pfingstbewegung u. a.
in Dänemark nur wenig Erfolg hatten.9

In Norwegen, das bis 1814 zu Dänemark gehörte und
zwischen 1814 und 1905 in einer Personalunion mit
Schweden verbunden war, wurde die Erweckungsbewe-
gung in eine innerkirchliche und eine freikirchliche Rich-
tung gespalten. Wie in den anderen nordischen Ländern
zielten diese Bewegungen, die zum großen Teil von Pasto-
ren der Staatskirche geleitet wurden, keineswegs auf die
Gründung neuer kirchlicher Gemeinschaften, sondern auf
die Rückführung der Nationalkirche zur althergebrachten
evangelischen Lehre und Ordnung. Die um 1850 entstan-
denen Missionsvereine wurden Ende des Jahrhunderts in
der Gesellschaft für Innere Mission zusammengeführt, die
in der Folgezeit eine starke Stellung innerhalb der Norwe-
gischen Kirche einnehmen sollte und dazu beigetragen hat,
dem norwegischen Luthertum ein konservatives Gepräge
zu geben. Sie spielten eine wichtige Rolle bei der aus Pro-
test gegen den wachsenden Einfluss der Liberaltheologie
an der Theologischen Fakultät der Universität Oslo ge-
gründeten, theologisch konservativen Freien Theologi-
schen Fakultät, die 1908 ihre Arbeit aufnahm und seitdem
einen bedeutenden Einfluss auf die Priesterausbildung der
Norwegischen Kirche ausgeübt hat. Unter den lutheri-
schen Freikirchen ragen vor allem der kongregationalisti-
sche Norwegische Missionsbund und die Pfingstkirche he-
raus. Die 1933 gegründete Christliche Volkspartei geht auf
Initiative der inner- und außerkirchlichen Erweckungs-
bewegungen zurück.10 In Finnland entwickelten sich die
überwiegend von Priestern angeführten Erweckungsbewe-
gungen nur ausnahmsweise zu Freikirchen. Von außen
kommende Freikirchen wie die Pfingstbewegung hatten
nur wenig Einfluss auf die religiöse Entwicklung, die
mehr noch als in den anderen skandinavischen Ländern
vom lutherschen Konfessionalismus geprägt war.11
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Die skandinavischen Erweckungsbewegungen können
als betont konfessionalistische Volksbewegungen charakte-
risiert werden, die, ähnlich wie der katholische Ultramonta-
nismus, überlieferte Werte mit Hilfe moderner Organisati-
onsformen verteidigten. Sie beriefen sich auf die Bibel
sowie auf das von den Reformatoren stark herausgestellte
allgemeine Priestertum. Ihre Forderungen waren damit in
gewissem Sinne eine Frucht der lutherischen Personalisie-
rung des Glaubens und standen zugleich ganz im Einklang
mit der liberalen Freiheitsdoktrin. In der skandinavischen
Forschung werden die Erweckungsbewegungen deshalb oft
als Wegbereiter der modernen, pluralistischen Gesellschaft
dargestellt. Durch ihre Bibel- und Volkshochschulen, ihre
religiös motivierten Vereine und ihr sozialpolitisches Enga-
gement haben sie das Kirchenvolk zur demokratischen Par-
tizipation und zur Infragestellung der vorherrschenden, als
unchristlich angesehenen politischen Ordnung mobilisiert.
Gleichzeitig trugen sie, obwohl gegen ihre Intention, zum
Prozess der Säkularisierung bei, indem sie die Kompetenz
des Staates in Religionsfragen bestritten und religiöse Iden-
tifikation und Praxis als eine Sache der freien Entscheidung
des Individuums darstellten.12

2. Das Verhältnis von Kirche und Staat

Die evangelisch-lutherischen Nationalkirchen Skandina-
viens nehmen in einer europäischen Perspektive in vieler-
lei Hinsicht eine Sonderstellung ein. Bis zum Jahre 2000
waren diese Kirchen, denen heute noch rund 85 Prozent
der Bürger angehören, Staatskirchen. Mit dem Jahr 2000
wurde die Evangelische Kirche Schwedens (nachfolgend
Schwedische Kirche genannt) vom Staat getrennt und er-
hielt eine selbstständigere Stellung im Verhältnis zum
Staat; doch wurde bis dahin in allen nordischen Ländern
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die kirchliche Gesetzgebung vom Staat und Parlament fest-
gelegt. Dies galt (und gilt) auch für innerkirchliche Fragen,
wie das kirchliche Amt und die Regelungen zur kirchli-
chen Trauung.13

Seit Ende des 19. Jahrhundert wurde in den skandinavi-
schen Ländern das Staatskirchensystem von vielen Seiten
stark in Frage gestellt und in den Parlamenten und kirchli-
chen Gremien fortlaufend diskutiert. In Schweden und
Norwegen haben Vertreter der Kirche die Initiative ergrif-
fen, um die Freiheit der Kirche gegenüber staatlichen Ein-
griffen zu wahren. In einer gemeinsamen Erklärung von
1929 schlugen die Bischöfe der Schwedischen Kirche eine
Reform des Staatskirchensystems vor, welche aber vom
Parlament abgewiesen wurde. Die in den folgenden Jahren
durchgeführten Reformen haben die Einflussmöglichkei-
ten der Kirche in der Gesellschaft bedeutend geschwächt.14

Die norwegischen Bischöfe waren in dieser Hinsicht mehr
erfolgreich. Aus Protest gegen die deutsche Okkupation
legten sie ihre Ämter als Staatsdiener nieder, behielten
aber ihre Funktionen als Hirten. Ein Großteil des norwegi-
schen Klerus folgte ihrem Beispiel. Während der drei letz-
ten Kriegsjahre war die Evangelische Kirche Norwegens de
facto eine Freikirche. Auch als nach dem Kriegsende die
alte Staatskirchenordnung wiederhergestellt wurde,
konnte die Norwegische Kirche lange eine relativ selbst-
ständige Stellung gegenüber dem Staat behaupten. Auch
in Dänemark und Finnland gingen die evangelischen Na-
tionalkirchen gestärkt aus dem Krieg hervor.15

Nach dem Zweiten Weltkrieg kam die Frage des Staats-
kirchensystems wieder auf die Tagesordnung. Eine Aus-
nahme bildete Island, wo die Stellung der Evangelischen
Landeskirche eng mit dem Kampf für die Selbständigkeit
des Landes verbunden war und deswegen bis heute nicht
ernstlich in Frage gestellt worden ist. Mit dem Kirchenge-
setz von 1997 wurde die isländische Gesetzgebung in

312

Yvonne Maria Werner



kirchlichen Angelegenheiten auf die 40 Jahre zuvor einge-
richtete Kirchensynode übertragen.16 In Dänemark, Nor-
wegen, Finnland und Schweden wurden nach dem Krieg
staatliche, parlamentarische und auch kirchliche Kommis-
sionen eingesetzt, um Vorschläge zur Neuregelung der Be-
ziehungen zwischen Kirche und Staat auszuarbeiten. Die
Initiativen hierzu gingen meist von den Sozialdemokraten
aus, die ideologisch gesehen dem Prinzip der Religion als
Privatsache verpflichtet waren. Aber in der praktischen Po-
litik traten die Sozialdemokraten, die eine Verstärkung der
konservativen Tendenzen in einer vom Staat unabhängigen
Landeskirche befürchteten, oft eher als Verteidiger des
Staatskirchensystems auf.17 Sie scheuten sich auch nicht,
dieses System zur Förderung eigener kulturpolitischer
Ziele auszunutzen.

Dies war besonders deutlich in Schweden erkennbar, wo
die seit 1932 mit kurzen Unterbrechungen regierenden
Sozialdemokraten eine ganze Reihe kirchenpolitischer Re-
formen durchsetzten, die zu einer Demokratisierung und
Parteipolitisierung der kirchlichen Strukturen unter
gleichzeitiger Schwächung des religiösen Inhalts führten.
Als Folge dieser Reformen werden die kirchlichen Gre-
mien – obwohl sie aus indirekten Wahlen hervorgehen –
nach den gleichen Prinzipien gewählt wie der Reichstag.
Dies gilt auch für die Kirchensynode, die seit 1864 das
höchste Organ der Schwedischen Kirche ist. Um wählbar
zu sein, muss man zwar Kirchenmitglied, aber weder ge-
tauft noch gläubig sein. Durch eine 1982 beschlossene Re-
form wurde die schwedische Kirchengesetzgebung ganz
dem Reichstag vorbehalten. Zugleich verlor die Kirchen-
synode ihr bis dahin geltendes Vetorecht. Die Machtbefug-
nisse der Bischöfe wurden reduziert und auf parteipolitisch
gewählte Gremien übertragen. Es wurde weiterhin be-
schlossen, dass die Mitglieder der höchsten Kirchenlei-
tung, das Zentralamt in Stockholm, nach Maßgabe der par-
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teipolitischen Mehrheitsverhältnisse der Synode aus-
gewählt werden sollen.18

Diese Parteipolitisierung der kirchlichen Strukturen
war zum Teil von dem Streben bestimmt, dem Einfluss
der sogenannten bekenntnistreuen und hochkirchlichen
Gruppen eine effektive Grenze zu setzen.19 Mit der Tren-
nung von Kirche und Staat im Jahre 2000 bekam die
Schwedische Kirche eine weitgehende Autonomie, die von
einem Rahmengesetz geregelt ist, wonach sie evangelisch-
lutherisch, offen und demokratisch sein soll. Zugleich trat
eine neue Kirchenordnung in Kraft, welche die synodale
Struktur der Schwedischen Kirche bestätigte. Einige Jahre
vorher waren die Funktionen des Einwohnermelde- und
Standesamtes, die in der Zwischenzeit von der Schwe-
dischen Kirche ausgeführt wurden, in den Aufgabenbereich
der staatlichen Steuerbehörden überführt und die bis dahin
für jeden Schweden mit der Geburt automatisch geltende
Mitgliedschaft in der Schwedischen Kirche abgeschafft
worden. Durch die Neuregelung des Verhältnisses zwi-
schen Kirche und Staat können auch die Freikirchen, zu de-
nen de jure auch die Katholische Kirche zählt, sich der
staatlichen Unterstützung bei der Erhebung ihrer Mitglie-
derbeiträge bedienen.20

In den übrigen skandinavischen Ländern hat man das
Staatskirchentum bewahrt, teils weil man keine einigende
Lösung für eine Neuregelung des Staat-Kirche-Verhältnis-
ses finden konnte, teils weil die meisten Beteiligten keine
Änderung wünschten. Das finnische kirchenrechtliche
System ist dem schwedischen ähnlich. Auch hier gibt es
seit Mitte des 19. Jahrhunderts eine Kirchensynode als
höchstes kirchliches Organ. Im Unterschied zu Schweden
wurden die Rechte der Synode der Finnischen Kirche im
Laufe des 20. Jahrhunderts verstärkt. Durch eine 1993 be-
schlossene Reform ist die Gesetzgebung in kirchenpoliti-
schen Fragen der Kirchensynode vorbehalten. Das Par-
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lament hat zwar ein Vetorecht, kann aber keine eigenen
Initiativen ergreifen. Neben die Kirchensynode gibt es seit
1908 auch eine Bischofskonferenz der Finnischen Landes-
kirche, deren Leitungsfunktionen 1974 auf den 30 Jahre zu-
vor eingerichteten kirchliche Zentralrat übertragen wurde,
dem Geistliche und Laien angehören.21

Das dänische Kirchensystem ist dezentral ausgerichtet.
Von dem 1954 gebildeten Rat für Ökumene und zwischen-
kirchlichen Beziehungen einmal abgesehen, fehlen öffent-
lich-rechtliche zentrale kirchliche Gremien. Alle Versuche
zur Einführung einer Kirchensynode als oberstes kirchli-
ches Leitungsorgans sind fehlgeschlagen. Es gibt zwar eine
Dänische Bischofssynode, aber die Bischöfe vertreten nur
ihre Diözesen, nicht die Dänische Landeskirche als solche.
Die kirchenpolitische Entwicklung wurde von der volks-
kirchlichen Linie der Sozialdemokraten bestimmt, die auf
eine stärkere Anpassung der Kirche an die demokratische
Struktur der Gesellschaft angelegt war und so als eine Al-
ternative zu dem bis dahin vorherrschenden bekenntnisori-
entierten Modell grundtvigianischer Prägung hervortrat.
Eine 1953 durchgeführte Reform des Dänischen Grund-
gesetzes bestätigte die alten Bestimmungen, wonach die
kirchliche Gesetzgebung vom Parlament (Folketinget) und
die kirchliche Verwaltung vom Kirchenministerium wahr-
genommen werden. Die dezentralistische Struktur der Dä-
nischen Volkskirche wird auch durch die starke Stellung
der Gemeinden und Gemeinderäte markiert. Diese aus
Laien und Geistlichen bestehenden Räte, deren Rechte zu-
letzt durch ein 1984 erlassenes Gesetzt bestätigt wurden,
nehmen auch an Pfarrer- und Bischofswahlen teil.22

In Norwegen lag die oberste Kirchenleitung bis 1984 bei
der Regierung, während die Kirchengesetzgebung vom Par-
lament ausgeübt wurde. Die 1917 errichtete Bischofskon-
ferenz hatte nur eine beratende Funktion. Die nach dem
Zweiten Weltkrieg geführten Diskussionen zur Frage des
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Staatskirchensystems galten vor allem dem Umfang kirch-
licher Selbstbestimmung und Einfluss auf die Gesellschaft.
In den 1950er Jahren verschärften sich die Gegensätze zwi-
schen den regierenden Sozialdemokraten, die gemäß ihrem
Prinzip „Religion ist Privatsache“ den Einfluss der Kirche
in sozialethischen und erziehungspolitischen Fragen ein-
zudämmen suchten, und führenden Vertretern der Kirche.
Ein Beispiel ist der sogenannte Höllenstreit, ein Konflikt
zwischen dem theologisch konservativen Laienführer und
Professor an der Freien Theologischen Fakultät in Oslo,
Ole Hallesby, und dem liberaltheologisch geprägten Bi-
schof von Hamar, Vilhelm Kristian Koren Schjelderup,
über die Existenz ewiger Höllenstrafen. Der von konser-
vativer Seite gegen den Bischof erhobene Vorwurf mangeln-
der Bekenntnistreue hat die Regierung veranlasst, die
Oberhoheit des Staates über die Kirche stärker auszudeh-
nen. In den 1970er Jahren haben die Sozialdemokraten
eine positivere Einstellung zur Kirche entwickelt, wobei
das Prinzip der Religion als Privatsache aufgegeben wurde.
Verschiedene Reformvorschläge zur Modernisierung der
kirchlichen Strukturen wurden diskutiert und zum Teil
auch durchgeführt. So wurde 1984 eine Kirchensynode als
höchstes kirchliches Repräsentationsorgan eingerichtet,
dem Bischöfe, Pfarrer und Laien angehörten. Zugleich er-
hielt die Bischofskonferenz einen offiziellen Status als
Zentralorgan der Norwegischen Landeskirche.23

Die kirchenpolitischen Entwicklungen in den skandina-
vischen Ländern weisen viele Ähnlichkeiten auf. In sämt-
lichen Ländern ging es um die Frage, wie die evangelischen
Landeskirchen in die demokratischen Wohlfahrtsgesell-
schaften integriert und welche Freiheiten den Kirchen zu-
gestanden werden sollten. Vor allem aber ging es darum,
wie man sich staatlicherseits verhalten sollte, wenn die
überlieferte christliche Wertordnung als ein Hindernis zur
Durchführung politischer Reformen empfunden wurde.
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Ein interessantes Beispiel bieten diesbezüglich die Kon-
flikte um das Frauenpriestertum.

3. Die Frage des Frauenpriestertums

Im Staatskirchensystem waren die Bischöfe und Priester
der evangelischen Landeskirchen den staatlichen Beamten
gleichgestellt. Dadurch wurde die Frage des Frauenpriester-
tums mit der Diskussion über den Zutritt der Frauen zu
den staatlichen Ämtern gekoppelt. Von Finnland abge-
sehen ging die Initiative in dieser Angelegenheit nicht von
den Kirchen, sondern vom Staat aus, der die kirchliche
Ämterfrage durch die staatliche Gesetzgebung regelte. Die
Frage des Frauenpriestertums hat nicht nur zu Konflikten
zwischen Kirche und Staat, sondern auch zu starken inner-
kirchlichen Spannungen geführt.

In Schweden wurde die Öffnung des geistlichen Dienstes
für Frauen schon 1923 von einer staatlichen Kommission
vorgeschlagen. Dieser Vorschlag wurde jedoch von den
meisten begutachtenden Behörden abgelehnt und blieb fol-
genlos. Nach dem Zweiten Weltkrieg kam die Frage wieder
auf die Tagesordnung. Eine neue staatliche Kommission
wurde eingesetzt, die zu dem Ergebnis kam, dass weder in
der Bibel noch in den Bekenntnisschriften Argumente gegen
die Ordination von Frauen vorhanden wären. Die Mehrheit
der kirchlichen Instanzen und die theologischen Fakultäten
verhielten sich ablehnend, während die staatlichen Gutach-
ter sich für die Frauenordination aussprachen. Bei den poli-
tischen Gutachtern spielte die Frage der Gleichberechtigung
der Geschlechter eine ausschlaggebende Rolle. Als die Re-
gierung 1957 der Kirchensynode ihren Vorschlag vorlegte,
wurde er mit großer Mehrheit abgelehnt. Dies führte zu hef-
tigen Reaktionen in der Presse, was die Regierung veranlass-
te, die Vorlage im selben Jahr im Reichstag einzubringen. Sie
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wurde mit überwältigender Mehrheit angenommen und im
folgenden Jahr auch von der Kirchensynode, jedoch mit dem
Zusatz, dass Bischöfe nicht gezwungen werden sollten,
Frauen zu ordinieren und dass es männlichen Geistlichen
erlaubt sein würde, sich von Gottesdiensten, denen Frauen
vorstanden, fernzuhalten. Diese sogenannte Gewissens-
klausel wurde jedoch 1983 abgeschafft.24

Die ersten Ordinationen von Frauen wurden 1960 vor-
genommen. Seitdem hat die Zahl der Pfarrerinnen in der
Schwedischen Kirche stetig zugenommen. In manchen Di-
özesen werden sogar überwiegend Frauen geweiht. In den
1990er Jahren wurden die ersten weiblichen Bischöfe er-
nannt. Anfänglich war der Widerstand gegen die Frauenor-
dination ziemlich stark, was sich unter anderem in der von
hochkirchlichen und altkirchlichen Gruppen ins Leben ge-
rufenen Bewegung „Kirchliche Sammlung für Bibel und
Bekenntnis“ manifestierte. Statistische Erhebungen erga-
ben, dass eine Mehrheit der praktizierenden Gläubigen ge-
gen die Frauenordination war. Aber die neue Stimmungs-
lage in den westeuropäischen Wohlfahrtsgesellschaften
der 1960er Jahre, die durch Studentenrevolten und radikali-
sierte Frauenemanzipation gekennzeichnet waren, ließ die
kirchliche Bewegung bald erlahmen und sie zur kirchli-
chen Subkultur werden. Nicht wenige dieser unzufriede-
nen Lutheraner konvertierten zur Katholischen Kirche.
Gemäß der seit den 1990er Jahren geltenden Ordnung der
Schwedische Kirchen ist die Bejahung des Frauenpriester-
tums für die Ordination eine conditio sine qua non, was be-
deutet, dass männliche Pfarramtskandidaten vor ihrer Or-
dination ausdrücklich erklären müssen, dass sie keine
Vorbehalte gegenüber dem Pfarramt der Frau haben. Das-
selbe gilt auch für ältere Priester, die ein Pfarramt überneh-
men oder zum Bischof bestellt werden sollen.25 Aus Protest
gegen diese Ordnung haben eine Gruppe evangelischer
Theologen eine – vom Standpunkt der Schwedischen Kir-
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che aus gesehen schismatische – „Missionsprovinz“ ge-
gründet, die ähnlich wie die St. Piusbruderschaft der Ka-
tholischen Kirche unerlaubte Weihen vornehmen und pa-
rallele Seelsorgestrukturen aufzubauen versuchen. Diese
Missionsprovinz ist aber bei weitem nicht so erfolgreich
wie ihr katholisches Pendant.26

In Norwegen standen gemäß dem Beamtengesetz von
1938 den Frauen alle staatlichen Ämter offen. Aber für das
Pfarramt galt die Ausnahmeregelung, dass gegen den Wil-
len der Gemeinden keine Frauen geweiht werden sollten.
Da es unter den aktiven Gläubigen keinen artikulierten
Wunsch nach Priesterinnen gab, wurden auch keine Frauen
ordiniert. Doch wurde 1956 unter Hinweis auf die UNO-
Deklaration über die politischen Rechte der Frauen diese
Ausnahmeregel aufgehoben. Damit war der Weg für die Or-
dination von Frauen freigegeben; 1961 wurde in Norwegen
die erste Frauenordination vorgenommen. Sechs Bischöfe
der Norwegischen Landeskirche sprachen sich jedoch offen
gegen die Frauenordination aus, die sie als unvereinbar mit
dem Zeugnis der Bibel und der christlichen Tradition er-
klärten. Auch mehrere der großen kirchlichen Laienorgani-
sationen nahmen gegen die Frauenordination Stellung. Die
Opposition war keineswegs nur theologisch motiviert, son-
dern auch dem Umstand zu verdanken, dass die Frauenor-
dination der Kirche vom Staat aufgezwungen worden war.
Wegen des starken Widerstandes blieb die Zahl der ordi-
nierten Frauen bis in die 1980er Jahre hinein gering. In den
folgenden Jahren wurden jedoch immer mehr Theologie-
studentinnen ordiniert und im Jahr 1993 schließlich in der
Evangelischen Kirche Norwegens die erste Bischöfin.
Heute sind etwa die Hälfte der Pfarramtskandidaten Frau-
en; die Norwegische Landeskirche hat kürzlich ihre vierte
Bischöfin erhalten.27

Auch in Dänemark und auf Island ging die Initiative zur
Einführung eines weiblichen Amtes vom Staat aus, aber die
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Frage wurde hier anders gehandhabt als in Schweden. Auf Is-
land wurden gemäß des Beamtengesetztes von 1915, das die
Geschlechterneutralität staatlicher Stellen festgelegt hatte,
die ersten Frauen schon Ende der 1940er Jahre ordiniert und
in Gemeinden eingesetzt, die weibliche Geistliche wünsch-
ten. Ähnlich verhielt es sich in Dänemark. Nachdem das
Dänische Parlament 1947 mit großer Mehrheit ein Gesetz
angenommen hatte, das die Frauenordination ermöglichte,
wurden die ersten Frauen zu Pfarrerinnen bestellt. In den
Zusatzbestimmungen zum neuen Gesetz wurde aber aus-
drücklich betont, dass kein Bischof zur Ordination gezwun-
gen werden dürfe und dass die Gemeinden selber zu ent-
scheiden hätten, ob weibliche Geistliche angestellt werden
sollten oder nicht. Durch diese Regelung, die als Ausfluss
des grundtvigianischen Prinzips der religiösen Selbstbestim-
mung der Gläubigen betrachtet werden kann, ist die Däni-
sche Volkskirche von größeren Konflikten und Polarisierun-
gen weitgehend verschont geblieben. Im Jahre 1998 bekam
die Dänische Volkskirche ihre erste Bischöfin; heute gibt es
zwei weibliche Oberhirten.28

In Finnland wurde die Frage der Frauenordination erst in
den 1960er Jahren aktuell. Hier ging die Initiative nicht vom
Staat, sondern von der Kirche aus. Ein 1983 gestellter Antrag
auf Einführung der weiblichen Ordination wurde von der Kir-
chensynode abgelehnt. Doch wurde ein weibliches Lektoren-
amt geschaffen, um Theologinnen in den Gemeindedienst
einbeziehen zu können. Nach eingehenden kirchlichen
Kommissions- und Fachberatungen hat schließlich die Kir-
chensynode 1986 beschlossen, die Frauenordination ein-
zuführen, wobei die Lektorenstellen in Priesterstellen umge-
wandelt wurden. Gegenwärtig sind etwa zehn Prozent der
Geistlichen der Evangelischen Kirche Finnlands Frauen.29

Die Art und Weise, wie die Konflikte um die Frauenordi-
nation gelöst wurden, spiegelt trotz vieler Gemeinsamkei-
ten doch auch Unterschiede zwischen den kirchenpoliti-

320

Yvonne Maria Werner



schen Systemen der nordischen Länder. Anders als in
Schweden und Finnland, wo die Kirchenzentrale stärkeren
Einfluss gegenüber den Gemeinden hat, ist in Dänemark,
auf Island und teilweise auch in Norwegen das kirchliche
System von unten nach oben strukturiert und das Selbst-
bestimmungsrecht der Gemeinden seit alters her viel stär-
ker vertreten als in den beiden anderen skandinavischen
Ländern. Dass die Entwicklung in Finnland dennoch anders
verlief als in Schweden, kann als eine Folge der außenpoliti-
schen Entwicklung und der spezifischen Situation Finn-
lands während der Zeit des Kalten Krieges angesehen wer-
den, die zu einer Stärkung der moralischen Autorität der
Kirche führte.

Heute ist das Pfarramt für Frauen fast in allen kirchli-
chen Kreisen anerkannt. Dies hängt zum Teil mit der
evangelischen Theologie zusammen, deren systematische
und kirchliche Lehre keine beweiskräftigen Argumente
gegen die Ordination von Frauen vorzubringen vermochte.
Man berief sich auf das Zeugnis der Bibel und auf die
christliche Tradition. Aber das Traditionsargument hat
bekanntlich keinen besonderen Stellenwert in den evan-
gelischen Kirchen; und die exegetischen Befunde gegen
die Ordination von Frauen, die in der sogenannten „Exe-
getendeklaration“ der schwedischen Neutestamentler
von 1957 zusammengefasst worden war, erscheinen im
Licht der heutigen evangelischen Exegese als mehr oder
weniger obsolet.30 Es ist weiter bemerkenswert, dass die
zur Frauenordination negativ eingestellten Kirchenmän-
ner während der großen Debatten in den 1950er Jahren
nicht in erster Linie theologische Argumente anführten,
sondern vor allem zu befürchtende negative Reaktionen
der Gläubigen und die Gefahr kirchlicher Abspaltungen
ins Feld führten. Die Vertreter der schwedischen Hoch-
kirchlichkeit argumentierten strikt theologisch; da ihre
Argumente sich jedoch größtenteils auf das katholische
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Amtsverständnis stützen, konnten sie als unevangelisch
abgewiesen werden.31

Die Regelung der Frauenordination in den nordischen
Ländern illustriert die Probleme des evangelischen Staats-
kirchensystems. Es zeigt sich hier, wie schwach die Mög-
lichkeiten kirchlicher Selbstbestimmung sind, wenn die
kirchliche Wertordnung mit der in der übrigen Gesellschaft
gelten Ideologie in Konflikt gerät. Dies macht sich sehr
deutlich auch auf sozialethischem Gebiet bemerkbar. So
haben sich die Vertreter der evangelischen Volkskirchen
gewiss gegen die Legitimierung außerehelicher und homo-
sexueller Gemeinschaften und des Schwangerschafts-
abbruchs gewehrt; auch haben kirchliche Gruppen starken
Widerstand geleistet. Ein norwegischer Bischof ist sogar
von seinem Amt zurückgetreten. In Dänemark führte der
Widerstand zur Bildung einer christlichen politischen Par-
tei, der Christliche Volkspartei, heute Christdemokrati-
sche Partei.32 Gegenwärtig aber werden sowohl der
Schwangerschaftsabbruch als auch homosexuelle Lebens-
gemeinschaften, die in Schweden demnächst in den Rang
einer Ehe gehoben werden sollen, von den evangelischen
Volkskirchen weitgehend akzeptiert oder stillschweigend
hingenommen.33 Der Widerstand gegen diese Entwicklung
artikuliert sich heute vor allem von den evangelikalen Frei-
kirchen und in der Katholischen Kirche.

4. Schule und Religionsunterricht

Ein weiterer großer Konfliktbereich zwischen Kirche und
Staat betraf die Schule, wo kirchliche und säkulare Interes-
sen einander gegenüberstanden. Bis ins 20. Jahrhundert hi-
nein war die Volksschule eng mit der Kirche verbunden,
und die Christenlehre hatte eine zentrale Stellung im Volks-
schulunterricht. Die Verbindung zwischen Kirche und
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Schule wurde, wie in anderen westlichen Ländern auch, von
liberaler und sozialistischer Seite scharf kritisiert. Die nach
dem Ersten Weltkrieg durchgeführten schulpolitischen Re-
formen haben den Einfluss der evangelischen Landeskir-
chen auf den Schulunterricht abgeschwächt und zu einer
schärferen Grenzziehung zwischen schulischem Unterricht
und kirchlicher Christenlehre geführt.34

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden in allen nordi-
schen Ländern – außer Finnland und Island – Schulrefor-
men durchgeführt, die zu einer allmählichen Entkonfessio-
nalisierung des Religionsunterrichts und zum Verlust der
wenigen noch verbliebenen kirchlichen Kontrollmöglich-
keiten führten. In Schweden markierte das Schulgesetz
von 1956, das den säkularen Charakter des Schulunter-
richts herausstellte, eine entscheidende Wende. Die noch
vorhandene formale Bindung zwischen Kirche und Schule
wurde durch die Errichtung regionaler Schulbehörden, wel-
che die Funktionen der Domkapitel auf dem Gebiet der
Schule übernahmen, abgeschafft und der konfessionelle
Religionsunterricht – mit der Einführung einer obligatori-
schen neunjährigen Grundschule in den 1960er Jahren –
durch eine formal neutrale Religionskunde ersetzt. Diese
Veränderungen führten zu scharfen Protesten kirchlicher
Gruppen und waren ein direkter Anlass zur Bildung einer
christlich-demokratischen Partei, die für die Wahrung der
christlichen Grundlagen der Gesellschaft eintrat. Anfäng-
lich wurde diese Christdemokratische Partei fast aus-
schließlich von evangelikalen und freikirchlichen Gruppen
getragen. Heute hat sie eine mehr ökumenische und all-
gemeinchristliche Ausrichtung, die in der 2006 gebildeten
liberal-konservativen Regierung vertreten ist. Die Schwe-
dische Kirche hat versucht, ihren immer schwächer wer-
denden Einfluss auf das Schulwesen durch verstärkte Ein-
sätze auf dem Gebiet der kirchlichen Jugendarbeit zu
kompensieren.35

323

Schweden und die nordischen Länder



Wie in Schweden bildete auch in Dänemark und Norwe-
gen die Idee einer gemeinsamen Grundschule den Aus-
gangspunkt für die nach dem Zweiten Weltkrieg durch-
geführten schulpolitischen Reformen. Hier war man von
politischer Seite jedoch mehr geneigt, auf die Interessen
der jeweiligen Landeskirche Rücksicht zu nehmen. In Dä-
nemark war das Recht der Eltern auf einen im Einklang
mit den eigenen Überzeugungen stehenden Schul- und Re-
ligionsunterricht ihrer Kinder gesetzlich anerkannt. Bis
zum Inkrafttreten des Volksschulgesetzes von 1975 hatte
der schulische Religionsunterricht eine deutlich konfessio-
nelle Ausrichtung. Gemäß dem neuen Schulgesetz sollte
der Religionsunterricht undogmatisch und religiös neutral,
aber dennoch von einem kulturell verstandenen evangeli-
schen Geist geprägt sein. In den Richtlinien für den Religi-
onsunterricht von 1989 und im neuen Schulgesetz von
1993 wird die kulturelle und identitätsstiftende Bedeutung
des Religionsunterrichts unterstrichen.36

Die in Norwegen durchführten schulpolitischen Refor-
men weisen ähnliche Züge auf. Auch hier wurde die dogma-
tisch konfessionelle Prägung des schulischen Religionsunter-
richts abgeschwächt unter gleichzeitiger Hervorhebung der
Bedeutung der kulturellen und ethischen Aspekte der evan-
gelischen Tradition für die norwegische Gesellschaft. Die
Umwandlung des Faches in eine formal neutrale Religions-
kunde war mit dem neuen Lehrplan von 1997 abgeschlossen.
Die Entkonfessionalisierung des Religionsunterrichts war
ein wichtiger Faktor bei der 1973 auf Initiative von Vertretern
der innerkirchlichen Bewegungen erfolgten Gründung der
Christlichen Volkspartei, welche die Wahrung des konfessio-
nell-evangelischen Charakters des Schulunterrichts in ihr
Programm aufgenommen hatte.37 Auf Island wird das christ-
liche Fundament der Volksschule auch heute noch ausdrück-
lich betont; der Religionsunterricht hat dort eine evangeli-
sche Ausrichtung. Anders als in Schweden und Norwegen
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können auf Island und in Dänemark nicht-evangelische
Schüler vom Religionsunterricht befreit werden.38

Auch in Finnland hat der schulische Religionsunterricht
seine konfessionell-lutherische Prägung beibehalten. Die
kulturpolitische Radikalisierung in den 1960er Jahren
brachte zwar Forderungen nach Abbau des kirchlichen Ein-
flusses auf die Schule, aber die Schulgesetze von 1983 und
1998 bestätigten den konfessionellen Charakter des Religi-
onsunterrichts.39 Diese Entwicklung spiegelt die immer
noch starke Stellung der Evangelischen Landeskirche in
der finnischen Gesellschaft. Für die orthodoxen Christen
des Landes gelten ähnliche Regelungen. Die stärkere ge-
sellschaftliche Stellung der beiden Staatskirchen Finnlands
macht sich in der Kirchenstatistik deutlich bemerkbar.
Auch hier nimmt die Zahl der regelmäßigen Kirchgänger
ab. Rund 13 Prozent der Finnen nehmen jedoch mindesten
einmal im Monat an einem Gottesdienst teil, und beinahe
50 Prozent halten nach einer 1999 gemachten Umfrage am
christlichen Gottesglauben fest. In den anderen nordischen
Ländern sind es nur zwischen 18 Prozent (Schweden) und
28 Prozent (Norwegen).40

5. Ökumene und religiöse Kultur

Die skandinavischen Nationalkirchen haben seit der Re-
formation vielerlei Kontakte zu den anderen evangelischen
Kirchen Europas, vor allem Deutschlands, unterhalten. Die
Theologie der skandinavischen Länder war lange stark von
den verschiedenen Strömungen des deutschen Luthertums
geprägt. Dies änderte sich nach dem Zweiten Weltkrieg, als
sich der angloamerikanische Einfluss auf die Kultur radikal
verstärkte.41 Gleichzeitig wurden die Kontakte zur Angli-
kanischen Kirche Großbritanniens vertieft, was in dem
1995 abgeschlossenen Abkommen von Borgå (Porvoo) sei-
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nen Niederschlag fand. Durch dieses Abkommen, das bis
auf die dänische Kirche von allen evangelischen Kirchen
Skandinaviens unterzeichnet wurde, erkannten sich die re-
formatorischen Kirchen Skandinaviens, des Baltikums und
Großbritanniens gegenseitig an. Die abweisende Haltung
der Dänischen Volkskirche wurde teils mit dem Fehlen ei-
ner zentralen Kirchenbehörde, die im Namen der Däni-
schen Kirche handeln konnte, teils mit der Abneigung ge-
gen das anglikanische Amtsverständnis begründet.42

In ökumenischer Hinsicht unterscheidet sich die Däni-
sche Volkskirche, die auch sonst oft von den anderen evan-
gelischen Kirchen des Nordens abweicht, von ihren Nach-
barkirchen. So gehört die Dänische Volkskirche zu den
wenigen Kirchen der Welt, welche die ökumenische Ver-
einbarung über die Rechtfertigung von 1999 nicht unter-
zeichnet hat.43 Sie unterhält aber gute Beziehungen zu den
skandinavischen Schwesterkirchen und ist Mitglied des
1940 gegründeten Nordischen Ökumenischen Instituts.
Seit 1920 werden regelmäßige skandinavische Bischofs-
konferenzen abgehalten. Skandinavische Theologen und
Kirchenmänner waren an der Gründung des Lutherischen
Weltbundes, dessen erste Generalversammlung 1947 in
Lund in Südschweden tagte, und 1948 an der Errichtung
des Ökumenischen Rates der Kirchen beteiligt. Die nordi-
schen Volkskirchen engagierten sich auch bei den großen
Hilfsaktionen nach dem Zweiten Weltkrieg, die anfänglich
vor allem evangelische Glaubensgenossen in den kom-
munistischen Ländern Osteuropas unterstützen wollten.
Hier spielte der 1949 gegründete Deutsch-Nordische Kir-
chenkonvent eine wichtige Rolle, dessen erstes Treffen in
Kopenhagen stattfand. Auch an der Errichtung der Kon-
ferenz Europäischer Kirchen 1959, die sich für Frieden, Ver-
söhnung und Ökumene engagierte und die Basis für eine
übergreifende Ost-West-Begegnung bot, haben sich skandi-
navische Kirchenmänner beteiligt. Im Gegensatz zu den
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anderen skandinavischen Volkskirchen, wo es zu starken
innerkirchlichen Protesten gegen das ökumenische Enga-
gement im Weltkirchenrat kam, hat sich die Schwedische
Kirche schon in den 1920er Jahren als eine führende öku-
menische Kraft profiliert. So organisierte Erzbischof Na-
than Söderblom 1925 in Stockholm eine ökumenische
Konferenz, die ein Meilenstein für die weitere Entwicklung
der ökumenischen Arbeit wurde. Von großer Bedeutung
war auch die Generalversammlung des Ökumenischen Ra-
tes der Kirchen 1968 in Uppsala, an der erstmalig auch die
Katholische Kirche beteiligt war.44

Seit dem II. Vatikanischen Konzil haben sich die Bezie-
hungen der nordischen, insbesondere der schwedischen
Volkskirchen zu der Katholischen Kirche kontinuierlich
verbessert. Ein Höhepunkt dieser Entwicklung war der Be-
such Papst Johannes Pauls II. in den nordischen Ländern im
Sommer 1989. Im Unterschied zu Dänemark und Norwe-
gen, wo lautstarke Proteste gegen den Papstbesuch organi-
siert wurden, fiel der Empfang des Papstes in Schweden aus-
gesprochen freundlich aus. Bei der Hauptmesse in
Stockholm, an der auch Vertreter der Schwedischen Kirche
und der protestantischen Freikirchen teilnahmen, empfing
der Erzbischof von Uppsala vom Papst den Segen. Der in
Schweden demonstrierte ökumenische Symbolismus wurde
in Rom bei der Feier der 600. Wiederkehr der Heiligspre-
chung der Heiligen Birgitta wiederholt. Bei dem Vespergot-
tesdienst im Petersdom hat der Papst zusammen mit den
katholischen Oberhirten und den beiden lutherischen Erz-
bischöfen von Finnland und Schweden am Hochaltar gebe-
tet. Es war dies das erste Mal, dass evangelisch-lutherische
Bischöfe offiziell den Petersdom besuchten. Die evangeli-
schen Volkskirchen Norwegens und Dänemarks sind zu-
rückhaltender in ihren Beziehungen zur Katholischen Kir-
che. Aber bei den protestantischen Freikirchen des
Nordens, vor allem bei der Pfingstbewegung, zeigt sich eine
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neue Wertschätzung der Katholischen Kirche. Hier spielt
nicht zuletzt die konsequente Verteidigung der traditionel-
len Ehemoral und der Rechte der Ungeborenen seitens des
katholischen Lehramtes eine bedeutende Rolle.45

Die seit Ende des 20. Jahrhunderts von der hochkirchli-
chen Bewegung der Schwedischen Kirche getragenen litur-
gischen Reformen haben zu einer weitgehenden Ausglei-
chung der Liturgie des evangelischen und katholischen
Gottesdienstes geführt. Viele katholische Frömmigkeits-
formen und alte wie neuere liturgische Bräuche wie z. B.
Lichthalter, Marienbilder, Friedensgruß, Volksaltar und
Gottesdienstfeier versus populum46 sind in den evangeli-
schen Gottesdienst eingeführt worden. In der Finnischen
Kirche hat die im Jahre 2000 in Kraft getretene neue Litur-
gie zu einer Verstärkung der rituellen Aspekte des Gottes-
dienstes geführt. Ähnliche Tendenzen machen sich auch in
der Evangelischen Kirche Norwegens bemerkbar. Die evan-
gelischen Volkskirchen Dänemarks und Islands halten da-
gegen an überlieferten, evangelischen Gottesdienstformen
mit Predigt und Gesang von Kirchenliedern fest.47

Die Gottesdienstfrequenz ist jedoch in sämtlichen Län-
dern niedrig; sie beläuft sich auf etwa 2 bis 4 Prozent. Die
Zahl der Gottesdienstteilnehmer steigt aber erheblich bei
den großen kirchlichen Hochfesten wie Weihnachten und
Ostern. Etwa 10 Prozent der Skandinavier besuchen einmal
im Monat einen christlichen Gottesdienst. Die Zahl der
Taufen ist auch weiterhin relativ hoch und beläuft sich
auf ca. 70 Prozent (Schweden) und 85 Prozent (Finnland);
etwa 90 Prozent der Mitglieder der evangelischen Volkskir-
chen lassen ihre Kinder evangelisch taufen. Rund die
Hälfte der Bevölkerung lässt sich kirchlich trauen. In Finn-
land sind es sogar 80 Prozent. Hier lassen sich außerdem
rund 90 Prozent der Jugendlichen konfirmieren. In Däne-
mark und Norwegen sind es ca. 70 Prozent, in Schweden
etwa 45 Prozent. In sämtlichen nordischen Ländern wer-
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den heute noch rund 90 Prozent der Verstorbenen kirchlich
beerdigt.48

Diese Zahlen zeigen, dass die Skandinavier trotz nied-
riger Gottesdienstfrequenz nicht als kirchenfern oder gar
unkirchlich gelten können. Aber die Verbundenheit mit
der jeweiligen Volkskirche beruht zumeist nicht so sehr
auf religiöser Überzeugung und auf einem Autoritätsglau-
ben, sondern vielmehr auf einer Art Volksreligiosität, wel-
che die Kirche mit Geborgenheit und nationalen Traditio-
nen verbindet. Religiös motivierte Forderungen auf
persönlichem Gebiet, die im Gegensatz zu den von der Ge-
sellschaft sanktionierten Normen stehen, werden abge-
lehnt. Durchweg verbreitet ist die Ansicht, dass die Kirche
sich den allgemein geltenden Normen und Werteordnun-
gen anpassen solle.49 Dies wird durch die große Bedeutung,
die den kirchlichen Übergangsriten zukommt, und das
Ignorieren beziehungsweise die Umdeutung überlieferter
kirchlicher Normen illustriert. Hierfür bietet nicht zuletzt
die Forderung nach Zulassung homosexueller Paare zur
kirchlichen Trauung ein gutes Beispiel.50
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